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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Forto Logistics SE & Co. KG 
Die nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen („AGB“) gelten für sämtliche Verträge, die zwischen dem Auftraggeber und der Forto 

Logistics SE & Co. KG, Schönhauser Allee 9, 10119 Berlin („Spediteur“ oder „Forto“) (der Auftraggeber und Forto werden nachfolgend einzeln als 

„Partei“ und gemeinsam als „Parteien“ bezeichnet) über die Besorgung der Versendung von Gütern oder über sonstige speditionsübliche logistische 

Leistungen im Zusammenhang mit der Beförderung oder Lagerung von Gütern geschlossen werden. Sie gelten jedoch nicht für damit nur im 

Zusammenhang stehende Sonderleistungen von Forto, insbesondere – aber nicht abschließend – für Produkte oder Dienstleistungen, die über 

digitale Leistungspakete, das Kreditrisikomanagement, den Datenaustausch oder im Zusammenhang mit der digitalen Integration von Daten 

bereitgestellt werden.  

1.​ Anwendbarkeit der AGB 

1.1.​ Allgemeine Anwendbarkeit und ausschließliche Geltung 

Diese AGB gelten für alle Verträge zwischen dem Auftraggeber und Forto Logistics SE & Co. KG über den Transport, die Spedition oder die Lagerung 

von Gütern. Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder sonstige vorformulierte Vertragsbedingungen werden ausdrücklich 

ausgeschlossen, auch wenn sie ergänzende Bestimmungen enthalten. 

1.2.​ Definition des „Auftraggebers“ 

Ein „Auftraggeber“ im Sinne dieser AGB ist jede juristische Person, Personengesellschaft oder natürliche Person, die bei Forto einen Vertrag oder 

damit verbundene Dienstleistungen anfragt, bestellt oder abschließt (siehe auch Art. 3.1). Der Begriff „Auftraggeber“ umfasst ausdrücklich: 

●​ alle bevollmächtigten Vertreter, Mitarbeiter, Agenten oder Subunternehmer des Auftraggebers, die in dessen Namen handeln.  

●​ die Rechtsnachfolger und zulässigen Zessionare des Auftraggebers.  

●​ alle verbundenen Unternehmen des Auftraggebers, die Aufträge auf Grundlage dieser AGB erteilen.  

●​ in Fällen, in denen der Vertragspartner als Agent, Makler oder Vermittler für einen Dritten handelt (wie den tatsächlichen Versender, 

Absender oder Empfänger), diesen Dritten, soweit dies für Forto erforderlich ist, um seine Rechte, Ansprüche und 

Haftungsbeschränkungen gemäß diesen AGB geltend zu machen. 

1.3.​ Ergänzende Bestimmungen 

In Ergänzung zu diesen AGB gelten folgende Regelungen:  

●​ Die §§ 15, 16 und 17 der Internationalen Verlade- und Transportbedingungen (IVTB in der jeweils neuesten Fassung) finden Anwendung, 

sofern einschlägig.  

●​ Die Logistik-AGB (Logistik-AGB in der jeweils neuesten Fassung) gelten nur für logistische Leistungen, die mit der Spedition im 

Zusammenhang stehen, aber nicht durch diese AGB oder andere spezifische Bedingungen von Forto abgedeckt sind. 

 
2.​ Anwendungsbereich 

2.1.​ Verkehrsverträge​
Diese AGB gelten für alle Verkehrsverträge von Forto. Dies umfasst alle speditionsüblichen Tätigkeiten wie Seefracht, Luftfracht, Lagerung, 

Zollabwicklung, Sendungsverfolgung oder Umschlag.  

2.2.​ Standardmäßige logistische Leistungen 

Die AGB gelten auch für speditionsübliche logistische Leistungen, wenn diese mit der Beförderung oder Lagerung von Gütern in Zusammenhang 

stehen, beispielsweise für die Bildung von Ladeeinheiten, Etikettierung, Verwiegung oder Retourenabwicklung.  

2.3.​ Beschränkung auf Geschäftskunden (B2B) 

Diese AGB gelten ausschließlich gegenüber Unternehmern im Sinne von § 14 BGB und finden keine Anwendung gegenüber Verbrauchern gemäß 

§ 13 BGB.  

 
3.​ Vertragsschluss, Informationspflichten, besondere Güterarten 

3.1.​ Vertragsschluss 

3.1.1.​ Ein Vertrag kommt zustande, wenn der Auftraggeber ein verbindliches Angebot abgibt und der Spediteur dieses Angebot annimmt, unter 

anderem durch Erteilung einer Buchungsbestätigung. Dies kann auf folgende Weise geschehen: 

●​ Der Auftraggeber akzeptiert diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 

●​ Der Auftraggeber gibt ein verbindliches Angebot ab, indem er nach Auswahl eines Angebots und etwaiger Zusatzleistungen auf der 

Online-Plattform auf die Schaltfläche „Place Order“ (oder eine ähnliche Schaltfläche) klickt, und der Spediteur nimmt diesen Auftrag 

gemäß den hierin enthaltenen Bedingungen an. 

●​ Der Auftraggeber gibt ein Angebot per E-Mail, Telefon oder auf anderem Wege ab und der Spediteur nimmt dieses an, einschließlich 
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durch Erteilung einer Buchungsbestätigung. Der Spediteur kann in diesem Fall die Buchung auf der Online-Plattform im Namen des 

Auftraggebers vornehmen. 

●​ Forto kann vom Auftraggeber verlangen, innerhalb einer angemessenen, auf der Plattform angegebenen Frist zusätzliche Informationen 

einzugeben und Dokumente hochzuladen. Sobald der Auftraggeber alle diese Informationen und Dokumente innerhalb der vorgegebenen 

Frist bereitgestellt hat, wird Forto diese prüfen und das Angebot des Auftraggebers annehmen oder ablehnen. 

●​ Zur Klarstellung: Die Bestätigung des Eingangs der Bestellung des Auftraggebers stellt keine Annahme des Angebots durch Forto dar. 

●​ Forto erteilt die Buchungsbestätigung in der Regel innerhalb von 72 Stunden. Die Buchungsanfrage wird mit der Erteilung oder nach 

Ablauf einer in der Buchungsbestätigung genannten Stornierungsfrist rechtlich bindend; zu diesem Zeitpunkt dient die 

Buchungsbestätigung als förmliche Annahme. 

●​ Weicht eine solche Buchungsbestätigung vom Angebot des Auftraggebers ab oder dient sie als schriftliche Zusammenfassung vorheriger 

mündlicher oder informeller Verhandlungen, gilt sie als kaufmännisches Bestätigungsschreiben. In solchen Fällen kommt der Vertrag 

ausschließlich auf Grundlage der in der Buchungsbestätigung festgelegten Bedingungen zustande, es sei denn, der Auftraggeber 

widerspricht deren Inhalt unverzüglich und ohne schuldhaftes Zögern, spätestens jedoch innerhalb von 2 Werktagen nach Erhalt. 

3.1.2.​ Angaben zu bestimmten Transportmitteln (z. B. MS „X“) oder Verfrachtern in der Buchungsbestätigung sind Schätzwerte und stellen keine 

verbindliche Zusage dar. 

3.1.3.​ Vorbehaltlich der Bestimmungen in Ziffer 3.1.4 behält sich der Auftraggeber das Recht vor, die Buchung vor der Abfahrt auf der 

Online-Plattform von Forto zu stornieren. 

3.1.4.​ Kann ein Transport nicht eingeleitet oder abgeschlossen werden, weil der Auftraggeber gemäß Ziffer 3.1.3 storniert hat oder erforderliche 

Informationen oder Dokumente nicht rechtzeitig bereitstellt, kann der Auftraggeber zur Zahlung einer angemessenen Bearbeitungsgebühr 

(Handling Fee) und/oder von Gebühren für bereits erbrachte Leistungen oder entstandene Kosten verpflichtet sein. Weitere Informationen zu den 

allgemeinen Tarifen, Gebühren und Kosten des Unternehmens finden Sie unter folgendem Link: Forto's General Tariff  

3.2.​ Bereitstellung von Informationen und besondere Güterarten 

3.2.1.​ Allgemeine Informationspflichten - Der Auftraggeber hat den Spediteur rechtzeitig vor und nach Auftragserteilung über alle wesentlichen, 

die Ausführung des Auftrags beeinflussenden Umstände und Informationen zu unterrichten. Diese Pflicht besteht auch dann, wenn der Spediteur 

diese Umstände im Rahmen der Online-Buchung nicht ausdrücklich abfragt. Hierzu zählen alle für die Leistungserbringung erforderlichen Daten, wie 

insbesondere:  

●​ Adressen, Zeichen, Nummerierung und Anzahl der Packstücke oder anders angegebene Mengen. 

●​ Art, Zusammensetzung und Beschaffenheit des Gutes (z. B. lebende Tiere und Pflanzen, Verderblichkeit). 

●​ HS-Code, Rohgewicht (einschließlich Verpackung und Lademittel), Lieferfristen und der Warenwert (z. B. für zollrechtliche Zwecke oder 

eine Versicherung des Gutes). 

3.2.2.​ Sicherheit, Compliance und rechtliche Anforderungen - Darüber hinaus hat der Auftraggeber den Spediteur insbesondere hinzuweisen 

auf: 

●​ alle öffentlich-rechtlichen, z. B. zollrechtlichen, außenwirtschaftsrechtlichen (insbesondere waren-, personen- oder länderbezogene 

Embargos) und sicherheitsrechtlichen Verpflichtungen. 

●​ im Falle von Seebeförderungen alle relevanten Daten in der vorgeschriebenen Form gemäß den Sicherheitsbestimmungen (z. B. das 

verifizierte Bruttogesamtgewicht (VGM) pro Container gemäß dem SOLAS-Übereinkommen). 

●​ Dritten gegenüber bestehende gewerbliche Schutzrechte, z. B. marken- und lizenzrechtliche Beschränkungen, die mit dem Besitz des 

Gutes verbunden sind, sowie gesetzliche oder behördliche Hindernisse. 

●​ besondere technische Anforderungen an das Beförderungsmittel und spezielle Ladungssicherungsmittel, die der Spediteur stellen soll. 

3.2.3.​ Gefährliche Güter, Kühlgut und wertvolle Güter - Die Besorgung der Versendung oder Lagerung von gefährlichem Gut, Kühlgut und/oder 

temperaturanfälligen Gütern bedarf einer gesonderten Beauftragung. Für die rechtmäßige Klassifizierung nach den geltenden Vorschriften ist der 

Auftraggeber verantwortlich und hat alle entsprechenden Daten (z. B. Sicherheitsdatenblätter) rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. Für einen 

wirksamen Gefahrgutvertrag hat der Auftraggeber dem Spediteur in Textform die Menge, die genaue Art der Gefahr, die exakte Klassifizierung 

sowie die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen mitzuteilen und rechtzeitig alle erforderlichen Unterlagen zu übergeben. Bei wertvollen oder 

diebstahlgefährdeten Gütern muss der Auftraggeber den Spediteur separat, ausdrücklich und rechtzeitig in Textform über deren Art, Wert und die 

damit verbundenen aktuellen Risiken informieren. Die bloße Übermittlung oder Bereitstellung von Standarddokumenten (wie z. B. 

Handelsrechnungen oder Zolldokumenten), die den Wert der Güter ausweisen, ob durch den Auftraggeber oder durch Dritte, gilt nicht als 

ausreichende Mitteilung. Dies stellt sicher, dass der Spediteur den Auftrag angemessen prüfen und geeignete Sicherheitsmaßnahmen ergreifen 

kann. Wertvolles Gut ist Gut mit einem tatsächlichen Wert von mindestens 50 Euro/kg oder 10.000 Euro pro Packstück. Diebstahlgefährdetes Gut 

sind Güter, die einem erhöhten Raub- und Diebstahlrisiko ausgesetzt sind, wie Geld, Edelmetalle, Schmuck, Kunstgegenstände und Elektronik.  

3.2.4.​ Folgen der Nichtbeachtung - Entspricht der Auftraggeber diesen Anforderungen nicht, ist der Spediteur unbeschadet anderer Rechte 
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berechtigt: 
●​ die Annahme des Gutes zu verweigern.  

●​ bereits übernommenes Gut zurückzugeben und/oder zur Abholung bereitzuhalten.  

●​ den Auftrag ohne weitere Benachrichtigung des Auftraggebers auszuführen und eine zusätzliche, angemessene Vergütung zu verlangen, 

wenn eine sichere und schadenfreie Ausführung mit erhöhten Kosten verbunden ist. 

3.2.5.​ Beschränkung der Prüfungspflichten und Schätzwerte - Der Spediteur ist nicht verpflichtet, die vom Auftraggeber gemachten Angaben 

nachzuprüfen oder zu ergänzen, insbesondere nicht hinsichtlich einer Zolltarifnummer. Anmerkungen wie „Messegut“ oder „Eilig“ begründen keine 

Verpflichtung zu einer beschleunigten Ausführung oder bevorzugten Abfertigung. Alle Termine auf der Online-Plattform sind Schätzwerte, die nach 

bestem Wissen abgegeben werden, jedoch ohne Gewähr oder Haftung für deren Richtigkeit. 

 
4.​ Übernahme weiterer Leistungspflichten durch den Spediteur 
4.1.​ Ausgeschlossene Leistungen 

Sofern im Auftrag nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, umfassen die Leistungen des Spediteurs die folgenden Tätigkeiten nicht: 
●​ Verpackung der Güter. 

●​ Verwiegung und Untersuchung der Güter oder Maßnahmen zur Erhaltung des Gutes oder seiner Verpackung, es sei denn, dies ist 

geschäftsüblich. 

●​ Gestellung oder Austausch von Paletten oder anderen Ladehilfsmitteln. 

●​ Be- und Entladung der Güter, es sei denn, aus den Umständen oder der Verkehrssitte ergibt sich etwas anderes. Jegliche Unterstützung 

durch Fahrer bei diesen Tätigkeiten ohne gesonderte vertragliche Vereinbarung erfolgt ausschließlich auf Anweisung und unter Aufsicht 

des Auftraggebers, wodurch diese zu Erfüllungsgehilfen des Auftraggebers werden. 

●​ Retouren, Umwege und verdeckte Beiladungen. 

4.2.​ Umschlag 

Das gesetzliche Umladeverbot gemäß § 486 HGB findet keine Anwendung. 

4.3.​ Zusätzliche Vergütung 

Besorgt oder erbringt der Spediteur im Interesse des Auftraggebers eine der in diesem Artikel genannten Leistungen, steht dem Spediteur eine 

angemessene Vergütung zu, auch wenn keine vorherige Vereinbarung besteht. Werden in Abweichung von den ursprünglichen Weisungen 

zusätzliche oder andere Güter zur Beförderung übergeben (einschließlich anderer Verpackung, Maße oder Gewicht/Volumen) und vom Spediteur 

angenommen, wird dadurch ein neuer Beförderungsvertrag für diesen geänderten Auftrag geschlossen. 

 
5.​ Kommunikation und Dokumente 
5.1.​ Allgemeine Kommunikation 

Soweit nicht anders angegeben, erfolgen die gesamte Auftragsabwicklung, der Informationsaustausch und Erklärungen über die Online-Plattform 

des Spediteurs oder, nach dessen Ermessen, per E-Mail oder Telefon. Erklärungen des Lager- oder Transportpersonals sind ohne Zustimmung des 

Spediteurs nicht wirksam. Der Auftraggeber ist dafür verantwortlich, dass alle erforderlichen Erklärungen und Handlungen durch seinen Versender 

und/oder Empfänger an den Lade- und Lieferorten vorgenommen werden. Versender ist die im Vertrag oder in einer wirksamen Weisung genannte 

Person, bei der die Güter abzuholen sind.  

5.2.​ Elektronische Rechnungsstellung und Daten 

Rechnungen werden elektronisch ausgestellt, sofern steuerrechtliche Vorschriften nichts anderes erfordern. Haben beide Parteien die Nutzung 

elektronischer Standards (z. B. EDIFACT) zur Auftragserfüllung vereinbart, können sie Erklärungen und Mitteilungen elektronisch erstellen, 

übermitteln und austauschen. Die übermittelnde Partei ist für die Richtigkeit und die Gefahr des Verlustes der gesendeten Daten verantwortlich. 

Elektronische oder digitale Dokumente, einschließlich Abliefernachweise, stehen schriftlichen Dokumenten gleich. Beide Parteien können 

schriftliche Unterlagen elektronisch archivieren und die Originale unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften vernichten.  

5.3.​ Bearbeitung von Ansprüchen 

Bei einem Güter- oder Verspätungsschaden hat der Spediteur auf Verlangen des Auftraggebers oder Empfängers diesem unverzüglich alle zur 

Sicherung von Schadensersatzansprüchen erforderlichen und ihm bekannten Informationen zu verschaffen. 

 
6.​ Zollabwicklung und gesetzliche Vorgaben 
6.1.​ Informationspflicht des Auftraggebers 

Der Auftraggeber ist dafür verantwortlich, alle Informationen, Zertifikate und Dokumente zur Verfügung zu stellen, die für die ordnungsgemäße 

Zollabwicklung und sonstige gesetzlich vorgeschriebene Behandlung der Güter erforderlich sind, einschließlich der Sicherheitskontrollen für 

Luftfrachtsendungen. Dies umfasst insbesondere HS-Codes, Genehmigungen, Lizenzen, die zolltarifliche Einstufung und den Warenwert. Diese 
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Unterlagen müssen in elektronischer Form über die Online-Plattform des Spediteurs bereitgestellt werden. Originale sind auf berechtigtes 

Verlangen herauszugeben. Der Spediteur ist berechtigt, die Zollabwicklung von der Erteilung einer schriftlichen Vollmacht zur direkten Vertretung 

abhängig zu machen. Der Auftraggeber hat diese Vollmacht über die Online-Plattform oder auf Anfrage von Forto auf anderem Wege zu erteilen. 

Der Spediteur ist nicht verpflichtet, die vom Auftraggeber bereitgestellten Informationen auf Richtigkeit oder Vollständigkeit zu prüfen.  

6.2.​ Handlungsbefugnis und Haftung des Spediteurs 

6.2.1.​ Handlungsbefugnis und Untersuchung von Packstücken - Bezieht sich der Auftrag auf Güter, die an einen Bestimmungsort im Ausland 

versandt werden, ist der Spediteur berechtigt, hinsichtlich der Zoll-, Sicherheits- oder sonstigen gesetzlich vorgeschriebenen Behandlung tätig zu 

werden, wenn der Transport andernfalls unmöglich wäre. Der Spediteur ist hiermit bevollmächtigt, im Namen des Auftraggebers zu handeln und 

Packstücke zu öffnen, wenn dies zur Einhaltung gesetzlicher Kontrollen erforderlich ist (z. B. als reglementierter Beauftragter).  

6.2.2.​ Zollformalitäten und Auslage von Beträgen - Betrifft der Auftrag eine Sendung unter zollamtlicher Überwachung, ist der Spediteur 

berechtigt, alle Zollformalitäten zu erfüllen und erforderliche Zahlungen auszulegen, wenn dies zur Vertragserfüllung notwendig ist. Mangels 

anderer Weisungen wird bei Importsendungen davon ausgegangen, dass der Spediteur die Einfuhrabgaben entrichten soll. Der Anspruch des 

Spediteurs auf Erstattung dieser ausgelegten Beträge richtet sich nach den Artikeln 18.1 und 18.2.  

6.2.3.​ Haftungsbeschränkung und Freistellung - Der Spediteur haftet nicht für Bußgelder, Gebühren oder Schäden, die aus unrichtigen, 

fehlenden oder verspäteten Informationen des Auftraggebers für die Zollabwicklung resultieren, und ist vom Auftraggeber gemäß Artikel 18.3 

freizustellen, es sei denn, der Schaden wurde durch eigenes Verschulden des Spediteurs verursacht. Der Spediteur ist zudem nicht verpflichtet, die 

Rechtmäßigkeit von Maßnahmen des Zolls oder anderer Behörden zu prüfen.  

6.3.​ ICS2-Meldungen 

Autorisiert der Auftraggeber den Spediteur mit der Zollabwicklung für Sendungen, die einer ICS2-Meldung bedürfen, muss der Auftraggeber ein 

ICS2-Formular ausfüllen, um die notwendigen Daten an die zuständigen EU-Zollbehörden zu übermitteln. Das ausgefüllte Formular muss 

mindestens 72 Stunden vor der geplanten Abfahrt des Schiffes aus einem Hafen außerhalb der genannten EU-bezogenen Staaten (bzw. 48 Stunden 

vor dem Wiedereintritt) an ICS2@forto.com und in Kopie an operations@forto.com gesendet werden. Der Auftraggeber ist für die Verwendung der 

korrekten Formularvorlage verantwortlich, die der Spediteur zur Verfügung stellt (derzeit unter Forto's Terms and Conditions abrufbar). Mit der 

Einreichung des Formulars erlaubt der Auftraggeber dem Spediteur und dessen Agenten, die Daten zu verarbeiten und an die Behörden zu 

übermitteln. Der Spediteur haftet nicht für Ansprüche, Kosten, Bußgelder oder Verzögerungen, die aus unrichtigen, fehlenden oder verspäteten 

Informationen des Auftraggebers resultieren, es sei denn, dies wurde durch eigenes Verschulden des Spediteurs verursacht. 

 
7.​ Verpackungs- und Kennzeichnungspflichten des Auftraggebers 

Der Auftraggeber hat alle Packstücke deutlich und dauerhaft mit den erforderlichen Kennzeichnungen zu versehen, wie Adressen, Zeichen, 

Nummern und Symbolen für die Handhabung und Eigenschaften der Güter. Alte Kennzeichnungen müssen entfernt oder unkenntlich gemacht 

werden. Der Auftraggeber ist zudem für Folgendes verantwortlich:  

●​ Alle zu derselben Sendung gehörenden Stücke müssen als zusammengehörig erkennbar gekennzeichnet sein. 

●​ Packstücke müssen so hergerichtet sein, dass ein Zugriff auf den Inhalt ohne Hinterlassen äußerlich sichtbarer Spuren nicht möglich ist. 

Klebeband oder Umreifungen sind nur ausreichend, wenn sie individuell gestaltet oder schwer nachahmbar sind. Folienverpackungen 

müssen fest verschweißt sein. 

●​ Sammelsendungen, die aus mehreren Stücken oder Einheiten mit einem Gurtmaß von weniger als 1 m (maximaler Umfang plus längste 

Kante) bestehen, müssen zu größeren Packstücken zusammengefasst werden. 

●​ Hängende Sendungen aus mehreren Stücken müssen zu geschlossenen, umhüllten Einheiten für eine leichtere Handhabung 

zusammengefasst werden. 

●​ Packstücke mit einem Rohgewicht von mindestens 1.000 kg müssen mit der gesetzlich vorgeschriebenen Gewichtsangabe für schwere 

Schiffsladungen versehen sein. 

●​ Wertvolle oder diebstahlgefährdete Güter müssen neutral verpackt sein. 

Entsprechen Packstücke nicht diesen Bedingungen, findet Artikel 3.2.4 entsprechende Anwendung. 

 
8.​ Ladungssicherungs- und Kontrollpflichten des Spediteurs 
8.1.​ Kontrollpflichten an Schnittstellen 

In allen Fällen, in denen die Be- und Entladung an mehr als einem Ort erfolgt, ist der Spediteur jederzeit für die Sicherheit der Ladung 

verantwortlich, unabhängig davon, ob diese bereits verladen ist oder nicht. Bei Übernahme des Gutes ist der Spediteur an Schnittstellen 

verpflichtet: 

●​ die Vollzähligkeit und Identität der Packstücke zu prüfen.  

●​ deren äußerlich erkennbaren Zustand zu untersuchen.  
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●​ alle Plomben und Verschlüsse zu prüfen.  

●​ etwaige Unregelmäßigkeiten in den Begleitpapieren oder durch eine gesonderte Mitteilung zu dokumentieren. 

8.2.​ Definition von Schnittstellen 

Im Sinne dieses Artikels sind „Schnittstellen“ definiert als jeder Übergang der Packstücke von einer Rechtsperson auf eine andere, jede Umladung 

von einem Fahrzeug auf ein anderes sowie jede (Zwischen-)Lagerung. 

 
9.​ Übernahme und Ablieferung 
9.1.​ Einschränkungen der Übernahmequittung 

Auf Verlangen des Auftraggebers stellt der Spediteur eine elektronische Übernahmequittung aus. Die vom Spediteur ausgestellte 

Übernahmequittung bestätigt nur die Anzahl und Art der Packstücke, nicht jedoch deren Inhalt, Wert, Gewicht oder sonstige Maße. Bei 

vorgeladenen oder verschlossenen Ladeeinheiten (z. B. Containern oder Wechselbrücken) und vorab übermittelten Daten gilt die Richtigkeit der 

Übernahme hinsichtlich Anzahl und Art der Packstücke als widerlegt, wenn der Spediteur dem Auftraggeber Differenzen oder Schäden unverzüglich 

nach dem Entladen meldet. Die Übernahmequittung enthält keine Bestätigung des Rohgewichts oder anderer Maße bei Massengütern, 

Wagenladungen, Containern oder sonstigen vorgeladenen Einheiten.  

9.2.​ Ablieferungsnachweis 

Der Spediteur hat vom Empfänger einen Ablieferungsnachweis in Form einer Quittung zu verlangen, die alle im Auftrag oder in sonstigen 

Begleitpapieren genannten Packstücke aufführt, soweit dies üblicherweise erteilt wird. Weigert sich der Empfänger, eine Quittung auszustellen, hat 

der Spediteur Weisungen vom Auftraggeber einzuholen, soweit ihm dies im Rahmen des üblichen Geschäftsbetriebs möglich ist. Der Auftraggeber 

kann diesen elektronischen Ablieferungsnachweis für einen Zeitraum von zwölf Monaten nach Ablieferung der Güter anfordern.  

9.3.​ Sonstige Transportdokumente 

Frachtbriefe, Seefrachtbriefe, Ladescheine oder Konnossemente stehen einer Übernahmequittung oder einem Ablieferungsnachweis gleich; die 

Bestimmungen dieses Artikels gelten entsprechend. 

 
10.​ Weisungen 

Nach Vertragsschluss ist der Spediteur verpflichtet, jede ihm erteilte Weisung über das Gut zu beachten. Er ist jedoch nicht verpflichtet, eine 

Weisung zu befolgen, wenn deren Ausführung Nachteile für den Betrieb seines Unternehmens droht oder Schäden für die Sendungen anderer 

Auftraggeber oder Empfänger mit sich bringen könnte. Beabsichtigt der Spediteur, eine ihm erteilte Weisung nicht zu befolgen, hat er den 

Auftraggeber unverzüglich darüber zu informieren.  

 
11.​ Frachtzahlung, Nachnahme 

Die Mitteilung des Auftraggebers, einen Auftrag „unfrei“ (freight collect) oder für Rechnung eines Dritten (z. B. nach Maßgabe der Incoterms) 

auszuführen, berührt nicht die Verpflichtung des Auftraggebers gegenüber dem Spediteur, die volle Vergütung sowie die Auslagen zu tragen. Dies 

umfasst Frachten, Zollgebühren und sonstige Aufwendungen. Unfreie Anweisungen, beispielsweise nach § 422 HGB oder Artikel 21 CMR, bleiben 

unberührt. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht für Nachnahmeanweisungen.  

 
12.​ Nichteinhaltung von Ver- und Entladezeiten, Standgeld 
12.1.​ Verpflichtung zur Be- und Entladung 

Ist der Auftraggeber für die Be- oder Entladung des Fahrzeugs verantwortlich, ist er verpflichtet, die vereinbarte Zeit oder andernfalls eine 

angemessene Zeit für die Be- oder Entladung einzuhalten. 

12.2.​ Standardmäßige Ver- und Entladezeiten 

Sofern keine gesonderte Vereinbarung getroffen wurde, beträgt die Zeit für die Be- und Entladung von Straßenfahrzeugen – unabhängig von der 

Anzahl der Sendungen pro Be- oder Entladestelle – wie folgt: 

 

Frachtgutart Volumen / Gewicht Höchstzeit 

Auf Paletten verladene Güter Bis zu 10 Europalettenstellplätze 30 Minuten 
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 Bis zu 20 Europalettenstellplätze 60 Minuten 

 Mehr als 20 Europalettenstellplätze 90 Minuten 

Container Pro vollem 20'-Standardcontainer 120 Minuten 

 Pro vollem 40'-Standard- oder High-Cube-Container 180 Minuten 

All other goods​
(excluding bulk goods) 

Umschlaggewicht bis zu 3 Tonnen 30 Minuten 

 Umschlaggewicht bis zu 7 Tonnen 60 Minuten 

 Umschlaggewicht über 7 Tonnen 120 Minuten 

 
12.3.​ Berechnung der Ver- und Entladezeit 

Die Ver- oder Entladezeit beginnt mit der Ankunft des Straßenfahrzeugs an der bezeichneten Be- oder Entladestelle (z. B. Meldung beim Pförtner) 

und endet, wenn der Auftraggeber seine Pflichten vollständig erfüllt hat. Wurde jedoch für die Ankunft des Straßenfahrzeugs die Nutzung eines 

Zeitfenstermanagementsystems vereinbart, beginnt die Ver- oder Entladezeit nicht vor der vereinbarten Gestellungszeit.  

12.4.​ Standgeld und sonstige Wartezeiten 

Wird die Ver- oder Entladezeit aufgrund vertraglicher Vereinbarung oder aus Gründen überschritten, die nicht dem Risikobereich des Spediteurs 

zuzurechnen sind, hat der Auftraggeber dem Spediteur das vereinbarte, ansonsten ein angemessenes Standgeld zu zahlen. 

12.5.​ Anwendung auf andere Szenarien 

Die vorstehenden Bestimmungen finden entsprechende Anwendung: 

●​ wenn der Auftraggeber verpflichtet ist, die Güter zur Verladung bereitzustellen oder sie nach der Entladung entgegenzunehmen. 

●​ bei Transportunterbrechungen, die nicht dem Risikobereich des Spediteurs zuzurechnen sind, sofern abweichend von Ziffer 12.2 und 

mangels einer abweichenden Vereinbarung eine Wartezeit von 30 Minuten als vereinbart gilt. 

 
13.​ Leistungshindernisse und Höhere Gewalt 
13.1.​ Leistungshindernisse bei der Übernahme 

Kann der Spediteur das Gut nicht oder nicht rechtzeitig übernehmen, so hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich anzuzeigen und entsprechende 

Weisungen einzuholen. § 419 HGB findet entsprechende Anwendung.  

13.2.​ Höhere Gewalt und Befreiung von der Leistungspflicht 

Leistungshindernisse, die nicht dem Risikobereich einer Vertragspartei zuzurechnen sind, befreien die durch das Hindernis beeinträchtigte Partei für 

die Dauer der Störung und den Umfang ihrer Wirkung von ihren Leistungspflichten. Als solche Leistungshindernisse (Höhere Gewalt/Force Majeure) 

gelten insbesondere, aber nicht abschließend:  

●​ Innere Unruhen, Krieg, bewaffnete Konflikte, Aufstände oder terroristische Akte.  

●​ Streiks und Aussperrungen oder sonstige Arbeitskämpfe, die nicht auf die Belegschaft der betroffenen Partei beschränkt sind.  

●​ Behördliche Maßnahmen oder Unterlassungen, Embargos, Export- oder Importbeschränkungen, Sanktionen oder Gesetzesänderungen.  

●​ Blockaden von Beförderungswegen.  

●​ Naturkatastrophen.  

●​ Unterbrechung oder Ausfall von Versorgungsleistungen, Telekommunikation, Transport- oder Lieferketten, soweit dies nicht durch 

Verschulden oder Fahrlässigkeit der betroffenen Partei verursacht wurde.  

●​ Epidemien, Pandemien und Notlagen der öffentlichen Gesundheit, einschließlich damit verbundener behördlicher Beschränkungen. 
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13.3.​ Technische Störungen 

Als Leistungshindernisse gelten auch Störungen, Ausfälle oder sonstige Ereignisse, die die technischen Systeme des Spediteurs oder Dritter 

beeinträchtigen und die ordnungsgemäße Erbringung der Leistungen behindern oder verzögern, sofern diese nicht durch Verschulden des 

Spediteurs oder der Dritten selbst verursacht wurden. 

13.4.​ Gegenseitige Benachrichtigungspflicht 

Im Falle eines Leistungshindernisses im Sinne dieses Artikels ist jede Partei verpflichtet, die andere Partei unverzüglich zu benachrichtigen. 
 
14.​ Ablieferung 
14.1.​ Ablieferungshindernisse 

Wird mit der Entladung nicht innerhalb der Entladezeit (Artikel 12) begonnen, ist der Spediteur berechtigt, dies als Ablieferungshindernis zu 

betrachten. In diesem Fall hat der Spediteur den Auftraggeber unverzüglich zu benachrichtigen und Weisungen einzuholen. § 419 HGB findet 

entsprechende Anwendung.  

14.2.​ Ablieferung ohne Empfänger 

Haben der Spediteur und der Auftraggeber eine Ablieferung ohne körperliche Übergabe an eine bestimmte Person vereinbart (z. B. Nacht-, 

Garagen- oder Bandanlieferung), gilt die Ablieferung mit der tatsächlichen physischen Bereitstellung des Gutes am vereinbarten Ort als erfolgt. 

 
15.​ Auskunfts- und Herausgabepflichten des Spediteurs 
15.1.​ Auskunfts- und Rechenschaftspflicht 

Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu geben und auf Verlangen über den Stand des Geschäftes 

Auskunft zu erteilen. Nach Ausführung des Auftrags hat der Spediteur Rechenschaft abzulegen. Diese Kommunikation erfolgt über die 

Online-Plattform oder, nach Ermessen des Spediteurs, per E-Mail oder Telefon. Zur Offenlegung der Kosten ist der Spediteur jedoch nur verpflichtet, 

wenn er für Rechnung des Auftraggebers tätig wurde.  

15.2.​ Herausgabepflicht 

Der Spediteur hat dem Auftraggeber alles herauszugeben, was er zur Ausführung des Auftrags und aus der Geschäftsführung erhält. Dies gilt nicht 

für elektronische Dokumente, Akten, Korrespondenzunterlagen, Zertifikate oder sonstige Informationen, die der Spediteur nur als elektronische 

Kopie zur Verfügung stellen muss.  

 
16.​ Lagerung 
16.1.​ Allgemeine Bestimmungen und Wahl des Lagerorts 

Der Spediteur entscheidet nach eigenem pflichtgemäßem Ermessen, ob die Lagerung in seinen eigenen oder in Lagerräumen dritter Parteien 

erfolgt. Erfolgt die Lagerung in fremden Lagerräumen, hat der Spediteur dem Auftraggeber den Namen und den Ort des Lagers unverzüglich in 

elektronischer Form bekanntzugeben. Dies gilt auch, wenn ein Lagerschein ausgestellt wurde.  

16.2.​ Besichtigung und Prüfung durch den Auftraggeber 

Besichtigt der Auftraggeber das Lager oder lässt er es besichtigen, muss er alle Einwände oder Beanstandungen gegen die Unterbringung der Güter 

oder die Wahl des Lagers unverzüglich vorbringen. Macht er von seinem Besichtigungsrecht keinen Gebrauch, verzichtet er auf alle Einwände gegen 

die Art und Weise der Lagerung, sofern diese Einwände bei einer Besichtigung feststellbar gewesen wären und der Spediteur den Lagerort und die 

Unterbringung mit der Sorgfalt eines ordentlichen Spediteurs gewählt hat. Bei der Besichtigung der Güter hat der Auftraggeber die üblichen 

Geschäftszeiten des Spediteurs zu beachten; auf Verlangen des Spediteurs ist die Besichtigung nur in dessen Begleitung zulässig. Nimmt der 

Auftraggeber Handlungen mit dem Gut vor (z. B. Probenentnahme), hat er auf Verlangen des Spediteurs einer gemeinsamen Besichtigung und 

Feststellung von Anzahl, Gewicht und Beschaffenheit der Güter zuzustimmen. Verweigert der Auftraggeber dieses Verlangen, ist die Haftung des 

Spediteurs für später festgestellte Schäden ausgeschlossen, es sei denn, der Schaden wurde nicht durch diese Handlungen verursacht.  

16.3.​ Haftung des Auftraggebers für Schäden 

Der Auftraggeber haftet für alle Schäden, die er, seine Mitarbeiter oder Vertreter beim Betreten oder Befahren des Lagergrundstücks dem 

Spediteur, anderen Kunden oder sonstigen Dritten zufügen, es sei denn, den Auftraggeber, seine Mitarbeiter oder Vertreter trifft kein Verschulden. 

16.4.​ Ergänzende Bestimmungen 

Sofern nicht anders vereinbart, gilt Folgendes: 
●​ Die Lagerung beginnt mit der Entladung des anliefernden Fahrzeugs und endet mit der Beladung des abholenden Fahrzeugs.  

●​ Die Bestandsführung erfolgt durch die Lagerbuchhaltung des Spediteurs oder, nach dessen Wahl, durch den tatsächlichen Lagerhalter.  

●​ Eine physische Inventur findet nicht statt, es sei denn, der Auftraggeber verlangt dies und erklärt sich bereit, die Kosten hierfür zu tragen. 

16.5.​ Recht zur Vertragskündigung 

Entstehen dem Spediteur nach Vertragsschluss begründete Zweifel, ob der Wert der Güter zur Sicherung seiner Ansprüche ausreicht, ist er 
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berechtigt, dem Auftraggeber eine angemessene Frist zu setzen, um entweder die Ansprüche des Spediteurs abzusichern oder eine anderweitige 

Lagerung zu veranlassen. Kommt der Auftraggeber diesem Verlangen nicht nach, ist der Spediteur zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt.  

 
17.​ Angebot und Vergütung 
17.1.​ Grundlagen der Angebote 

Angebote und Preisvereinbarungen beziehen sich ausschließlich auf die ausdrücklich aufgeführten Leistungen und Güter mit Standardmaßen und 

-gewichten. Sie setzen zudem ein unverändertes Güter-, Auftrags- oder Mengengerüst voraus. Angebote basieren auf den folgenden Bedingungen, 

sofern Änderungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht vorhersehbar waren:  

●​ Normale, unveränderte Transportbedingungen und ungehinderte Verkehrswege.  

●​ Die Möglichkeit der sofortigen Weiterleitung.  

●​ Die Fortgeltung der zugrunde liegenden Frachten, Wechselkurse und Tarife.  

●​ Unveränderte Anforderungen an die Datenverarbeitung, Qualitätssicherungsvereinbarungen und Verfahrensanweisungen.  

●​ Unveränderte öffentliche Abgaben, Energie- und Personalkosten. 

17.2.​ Auftragsänderungen 

Einseitige Änderungen durch den Auftraggeber hinsichtlich des Leistungsumfangs, insbesondere Mengen- oder Gewichtsänderungen oder 

Änderungen der Beschaffenheit der Güter (z. B. Gefahrgut), führen dazu, dass der Spediteur nicht mehr an das ursprüngliche Angebot gebunden ist. 

Der Auftraggeber trägt alle Mehrkosten und schuldet dem Spediteur eine angemessene Mehrvergütung, die sich aus den Änderungen ergibt.  

17.3.​ Provision bei Einziehungsaufträgen 

Wird ein Nachnahme- oder sonstiger Einziehungsauftrag nach Beginn der Beförderung zurückgezogen oder erfolgt keine Zahlung durch den 

Empfänger, bleibt der Anspruch des Spediteurs auf seine Provision bestehen. 

 
18.​ Aufwendungen und Rückgriffsrecht des Spediteurs 
18.1.​ Aufwendungsersatz 

Der Spediteur hat Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, die er den Umständen nach für erforderlich halten durfte, insbesondere Beiträge zu 

Havereiverfahren, Standgelder (Detention oder Demurrage) sowie Kosten für zusätzliche Verpackungen zum Schutz des Gutes. Hinsichtlich der 

jeweils geltenden Standgelder und Freizeiten wird auf die Tarife verwiesen, die auf der Website des Spediteurs unter folgendem Link veröffentlicht 

sind: Forto's General Tariff. Beauftragt der Auftraggeber den Spediteur mit dem Empfang von Gütern und werden hierbei Kosten wie 

Vorlagerkosten, Frachten, Nachnahmen, Zölle, Steuern oder sonstige Aufwendungen fällig, ist der Spediteur berechtigt, aber nicht verpflichtet, 

diese nach pflichtgemäßem Ermessen auszulegen und vom Auftraggeber Erstattung zu verlangen. Mangels ausdrücklicher gegenteiliger Weisung 

des Auftraggebers darf der Spediteur davon ausgehen, dass diese Kosten berechtigt sind und er die Vorauszahlung leisten soll.  

18.2.​ Zahlungsbedingungen für die Erstattung 

Der Anspruch des Spediteurs auf Erstattung von Vorauszahlungen oder Aufwendungen ist sofort fällig und mit dem gesetzlichen Zinssatz für 

Entgeltforderungen unter Kaufleuten ab dem Tag der Zahlung zu verzinsen. Neben den verzinslichen Ansprüchen auf Aufwendungsersatz hat der 

Spediteur Anspruch auf eine Bearbeitungsgebühr und eine Kapitalbereitstellungsgebühr in vereinbarter Höhe. Diese Gebühren fallen auch dann an, 

wenn der Auftraggeber die Rechnung des Spediteurs rechtzeitig bezahlt, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde. Der 

Auftraggeber kann eine Vorauszahlung leisten, um Zinsen und Kapitalbereitstellungsgebühren zu vermeiden; die Bearbeitungsgebühr fällt jedoch in 

jedem Fall an. Zölle, Steuern oder sonstige Abgaben gelten als vorausbezahlt, sobald das Aufschubkonto des Spediteurs belastet wurde, unabhängig 

davon, ob die Zahlung tatsächlich bereits erfolgt ist.  

18.3.​ Freistellungsverpflichtungen des Auftraggebers 

Der Auftraggeber hat den Spediteur auf erstes schriftliches Verlangen unverzüglich von Aufwendungen wie Frachten, Havariebeiträgen, Zöllen, 

Steuern, Bußgeldern, Vertragsstrafen und sonstigen Kosten, Entschädigungsansprüchen oder Gebühren freizustellen, die vom Spediteur gefordert 

werden, insbesondere wenn dieser als Verfügungsberechtigter oder als Besitzer fremder Güter handelt. Diese Verpflichtung entfällt, wenn der 

Spediteur die Entstehung der Kosten zu vertreten hat. Der Auftraggeber stellt den Spediteur und seine Erfüllungsgehilfen zudem von allen 

Ansprüchen Dritter frei, sofern diese Ansprüche dem Auftraggeber oder seinen Erfüllungsgehilfen zuzurechnen sind.  

18.4.​ Gebühren für die Zollabwicklung und unvorhersehbare Kosten 

Der Auftraggeber trägt alle Einfuhrabgaben, unabhängig von ihrer Art oder Höhe, sowie alle im Zusammenhang mit der Zollabwicklung anfallenden 

Kosten wie Umschlag, Zählungen oder zusätzliche Gebühren für Beschauen. Der Spediteur ist berechtigt, dem Auftraggeber alle unvorhersehbaren 

und unvermeidbaren Sondergebühren, Zusatzkosten, Prämien, Zuschläge (Surcharges) oder sonstigen zusätzlichen Entgelte zu belasten, die von 

Dritten erhoben werden, welche die Beförderung ausführen, damit verbundene Leistungen erbringen oder die Güter anderweitig behandeln. Dies 

gilt auch dann, wenn die Leistungen des Spediteurs auf Fixkostenbasis erbracht werden und solche Kosten üblicherweise nicht in den Fixkosten 

enthalten sind.  
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19.​ Rechnungen, Fremdwährungen 
19.1.​ Zahlungsbedingungen und Fälligkeit 

Rechnungen des Spediteurs sind sofort fällig, und ihre Fälligkeit hängt nicht von der Vorlage eines Abliefernachweises ab. Soweit nicht anders 

vereinbart, werden Vergütungsansprüche des Spediteurs sofort nach Rechnungsstellung fällig und sind ab Fälligkeit mit 9 Prozentpunkten über dem 

jeweiligen Basiszinssatz p.a. zu verzinsen. Die Fälligkeit von Ansprüchen auf Aufwendungsersatz und verauslagte Beträge richtet sich nach den 

vorstehenden Bestimmungen. Verzugszinsen fallen nicht an, wenn der Auftraggeber sofort zahlt und der Betrag innerhalb von 3 Tagen nach 

Fälligkeit auf dem Konto des Spediteurs gutgeschrieben wird. Skonti werden nur nach ausdrücklicher Vereinbarung gewährt.  

19.2.​ Zahlungen in Fremdwährung durch den Auftraggeber 

Die Rechnungen des Spediteurs werden ausschließlich in EUR ausgestellt. Das Unternehmen hat die Möglichkeit, Auftraggebern oder Empfängern 

mit Sitz außerhalb der Eurozone Zahlungen in der entsprechenden Fremdwährung zu gestatten. Diese Auftraggeber oder Empfänger müssen den 

Gegenwert des Rechnungsbetrags in EUR zahlen, umgerechnet zum auf www.currencylayer.com veröffentlichten Wechselkurs zuzüglich eines 

einmaligen Wechselkursrisikoaufschlags von 5 %, sofern nicht anders vereinbart. Der Spediteur ist berechtigt, ausländische Auftraggeber oder 

Empfänger zu fragen, ob sie in der entsprechenden Fremdwährung oder in EUR zahlen möchten.  

19.3.​ Zahlungen in Fremdwährung durch den Spediteur 

Schuldet der Spediteur Fremdwährung oder hat er Fremdwährungsbeträge ausgelegt, ist er berechtigt, Zahlung entweder in der entsprechenden 

Fremdwährung oder in EUR zu verlangen. Im Falle einer Zahlung in EUR erfolgt die Währungsumrechnung zu dem am Tag der Buchungsbestätigung 

gültigen Wechselkurs zuzüglich eines einmaligen Wechselkursrisikoaufschlags von 5 %, sofern nicht anders vereinbart.  

19.4.​ Gutschriftenverfahren 

Eine Zahlungsabwicklung im Gutschriftenverfahren muss ausdrücklich vereinbart werden. Ungeachtet dieser Anforderung sind alle Gutschriften 

unmittelbar nach Abschluss der Leistungen auszustellen und zu bezahlen.  

 
20.​ Aufrechnung und Zurückbehaltungsrechte 
20.1.​ Rechte des Auftraggebers 

Der Auftraggeber ist nur dann berechtigt, gegenüber dem Spediteur mit Forderungen aufzurechnen oder ein Zurückbehaltungs- oder Pfandrecht 

auszuüben, wenn sein Anspruch unbestritten, entscheidungsreif oder rechtskräftig festgestellt ist. Soweit der Auftraggeber zur Aufrechnung oder 

zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts berechtigt ist, darf er diese Rechte nur in Höhe des Gegenanspruchs zuzüglich eines angemessenen 

Aufschlags von maximal 1/3 des Gegenanspruchs ausüben. Das Recht zur Aufrechnung oder Zurückbehaltung ist für den Teil des Gegenanspruchs 

ausgeschlossen, der die Hauptforderung übersteigt, insbesondere wenn es sich um fehlerhafte, überhöhte oder zu niedrig berechnete Steuern, 

Zölle oder sonstige Auslagen handelt. Das Recht des Auftraggebers, eine ordnungsgemäße Rechnung zu verlangen, bleibt unberührt.  

20.2.​ Rechte des Spediteurs 

Der Spediteur ist berechtigt, gegenüber jeglichen Ansprüchen des Auftraggebers, unabhängig von deren Rechtsgrund, aufzurechnen, sie 

zurückzubehalten oder ein Pfandrecht auszuüben, die dem Auftraggeber gegen den Spediteur aus diesem oder einem anderen Verkehrsvertrag 

oder aus damit zusammenhängenden außervertraglichen Ansprüchen zustehen. 

20.3.​ Aufrechnung mit verbundenen Unternehmen 

Der Spediteur ist auch ohne Vorliegen der Gegenseitigkeit berechtigt, Forderungen gegen den Auftraggeber mit Forderungen von Unternehmen 

aufzurechnen, die vom Auftraggeber beherrscht werden oder mit ihm verbunden sind. Dies ist zulässig, wenn der Auftraggeber 50 % oder mehr der 

Anteile an diesem Unternehmen hält (Tochtergesellschaft), von diesem Unternehmen zu 50 % oder mehr beherrscht wird (Muttergesellschaft), oder 

wenn die Muttergesellschaft des Auftraggebers 50 % oder mehr der Anteile an einem verbundenen Unternehmen hält (Schwestergesellschaft). 

Dieses Recht gilt nur, wenn das verbundene Unternehmen Auftraggeber des Spediteurs war oder ist.  

 
21.​ Pfand- und Zurückbehaltungsrechte, Unsicherheitseinrede 
21.1.​ Pfand- und Zurückbehaltungsrechte 

Der Spediteur ist berechtigt, seine Forderungen aus verkehrsvertraglichen Leistungen nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften über Pfand- und 

Zurückbehaltungsrechte abzusichern. 

21.2.​ Ausübung der Pfandrechte 

Die Ausübung der Pfandrechte erfolgt nach den gesetzlich festgelegten Bestimmungen mit der Maßgabe, dass: 

●​ bei Ausübung des gesetzlichen Pfandrechts des Frachtführers die Androhung des Pfandverkaufs und die erforderlichen 

Benachrichtigungen über den Verkauf der Pfandgegenstände an den Empfänger zu richten sind.  

●​ an die Stelle der in § 1234 BGB bestimmten Frist von einem Monat eine Frist von zwei Wochen tritt.  

●​ der Auftraggeber berechtigt ist, die Ausübung des Pfandrechts zu untersagen, indem er für die Ansprüche des Spediteurs eine 
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gleichwertige Sicherheit bestellt, wie etwa eine direkt vollstreckbare Bankgarantie. 

21.3.​ Unsicherheitseinrede 

Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen ist der Spediteur berechtigt, die Unsicherheitseinrede gemäß § 321 BGB zu erheben. Hinsichtlich 

seiner Forderungen ist der Spediteur berechtigt, die Unsicherheitseinrede auch dann zu erheben, wenn die Ansprüche aus dem Vertrag noch nicht 

fällig sind. Auf eine mangelnde Leistungsfähigkeit des Auftraggebers, die die Erhebung der Unsicherheitseinrede rechtfertigt, darf der Spediteur 

insbesondere, aber nicht abschließend schließen, wenn der Auftraggeber fällige Vergütungsforderungen, Ansprüche auf Aufwendungsersatz oder 

Vorschusszahlungen gegenüber dem Spediteur – einschließlich solcher aus früheren Aufträgen – nicht oder nicht ordnungsgemäß erfüllt hat, es sei 

denn, der Auftraggeber hat seinerseits berechtigterweise ein Pfand- oder Zurückbehaltungsrecht ausgeübt (Artikel 20.1).  

 
22.​ Versicherung des Gutes 
22.1.​ Besorgung der Versicherung auf Weisung des Auftraggebers 

Der Spediteur besorgt die Versicherung des Gutes (z. B. Transport- oder Lagerversicherung) auf alleinige Kosten des Auftraggebers bei einem 

Versicherer seiner Wahl, wenn der Auftraggeber ihn bei Auftragserteilung entsprechend anweist. Kann der Spediteur aus irgendeinem Grund keinen 

Versicherungsschutz einkaufen, wird er den Auftraggeber unverzüglich benachrichtigen. 

22.2.​ Vermutung des Interesses des Auftraggebers 

Der Spediteur ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Versicherung des Gutes zu besorgen, wenn dies im Interesse des Auftraggebers liegt. Der 

Spediteur darf vermuten, dass die Versicherung im Interesse des Auftraggebers liegt, insbesondere wenn: 

●​ Der Spediteur für denselben Auftraggeber bei einem früheren Verkehrsvertrag eine Versicherung besorgt hat.  

●​ Der Auftraggeber für die Zwecke der Versicherung einen Warenwert angegeben hat. 

22.3.​ Ausnahmen von der Vermutung 

Diese Vermutung bleibt insbesondere dann unberücksichtigt, wenn: 
●​ Der Auftraggeber eine solche Versicherungsbesorgung schriftlich untersagt hat.  

●​ Der Auftraggeber ein Spediteur, Frachtführer oder Lagerhalter ist. 

22.4.​ Art und Umfang der Versicherung und Vergütung 

Sofern der Auftraggeber den Spediteur nicht in Textform unter Angabe der Versicherungssumme und der zu deckenden Risiken anders anweist, 

bestimmt der Spediteur Art und Umfang der Versicherung nach pflichtgemäßem Ermessen und schließt die Deckung zu marktüblichen Bedingungen 

ab. Besorgt der Spediteur eine Versicherung, reguliert er einen Schaden oder wird er anderweitig im Namen des Auftraggebers hinsichtlich von 

Versicherungsansprüchen oder einer großen Haverei tätig, steht ihm eine angemessene Vergütung zu. Diese Vergütung ist entweder der im Vertrag 

vereinbarte Betrag oder, mangels vorheriger Vereinbarung, eine ortsübliche Gebühr, zusätzlich zur Erstattung seiner Auslagen. 

 
23.​ Haftung des Spediteurs, Abtretung von Ersatzansprüchen 
23.1.​ Güterschaden und Wertersatz 

In allen Fällen, in denen der Spediteur gemäß den Artikeln 24.3 und 25 für Verlust oder Beschädigung des Gutes („Güterschaden“) haftet, hat er 

anstelle von Schadensersatz nur Wert- und Kostenersatz entsprechend §§ 429, 430, 432 HGB zu leisten. 

23.2.​ Inventurdifferenzen 

Bei Inventurdifferenzen ist der Spediteur berechtigt, zur Ermittlung des Wertersatzes gemäß Artikel 25 eine wertmäßige Saldierung von positiven 

Bestandsabweichungen gegen Fehlbestände desselben Auftraggebers vorzunehmen. 

23.3.​ Abtretung von Ersatzansprüchen 

Hat der Spediteur bei Schäden, für die er nicht haftet, Ansprüche gegen einen Dritten oder übersteigen seine Ansprüche die Summe, für die er 

haftet, muss der Spediteur diese Ansprüche auf Verlangen an den Auftraggeber abtreten. Dies gilt nicht, wenn der Spediteur eine gesonderte 

Vereinbarung hat, die Ansprüche im Namen und auf Kosten des Auftraggebers zu verfolgen. §§ 437 und 509 HGB bleiben unberührt. Der Spediteur 

kann die Abtretung solcher Ansprüche, die Herausgabe von Dokumenten und Unterlagen oder die Bearbeitung der Angelegenheit verweigern, bis 

er vollständig bezahlt wurde. Dieses Verweigerungsrecht gilt nicht, wenn der Auftraggeber gemäß Artikel 20 ordnungsgemäß aufgerechnet oder ein 

Zurückbehaltungsrecht ausgeübt hat. Etwaige Verzögerungen oder Konsequenzen, die sich aus der berechtigten Verweigerung des Spediteurs 

ergeben, gehen zu Lasten des Auftraggebers. 

 
24.​ Haftungsbegrenzungen 
24.1.​ Haftung für Güterschäden (Allgemein) 

Mit Ausnahme von Schäden während der Seebeförderung oder der verfügten Lagerung ist die Haftung des Spediteurs für Güterschäden gemäß § 

431 Abs. 1, 2 und 4 HGB begrenzt auf:  

24.1.1.​ 8,33 Sonderziehungsrechte (SZR) pro kg, wenn der Spediteur: 
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●​ ein Frachtführer im Sinne von § 407 HGB ist.  

●​ als Spediteur im Selbsteintritt, Fixkostenspediteur oder Sammelladungsspediteur gemäß §§ 458 bis 460 HGB handelt.  

●​ ein Obhutsspediteur gemäß § 461 Abs. 1 HGB ist. 

24.1.2.​ 2 SZR anstelle von 8,33 SZR pro kg, wenn der Auftraggeber einem Verkehrsvertrag zugestimmt hat, der verschiedene Transportmittel 

unter Einschluss einer Seebeförderung umfasst und einen unbekannten Schadenort hat. Bei bekanntem Schadenort unterliegt die Haftung nach § 

452a HGB den Haftungsausschlüssen und Haftungsbeschränkungen dieser AGB. 

24.1.3.​ Übersteigt die Haftung des Spediteurs gemäß Artikel 24.1 einen Betrag von 1,25 Millionen Euro je Schadenfall, ist diese Haftung ferner 

begrenzt auf 1,25 Millionen Euro je Schadenfall oder auf 2 SZR pro kg, je nachdem, welcher Betrag höher ist. 

24.2.​ Haftung bei reiner Seebeförderung 

Die Haftung des Spediteurs für Güterschäden bei Verkehrsverträgen, die einer reinen Seebeförderung und einem grenzüberschreitenden Transport 

unterliegen, ist auf den gesetzlichen Haftungshöchstbetrag begrenzt. Artikel 26 bleibt unberührt. 

24.3.​ Haftung für Güterschäden in anderen Fällen 

Für alle Fälle außerhalb des Anwendungsbereichs der Artikel 24.1 und 24.2 (z. B. § 461 Abs. 2 HGB, §§ 280 ff. BGB) ist die Haftung des Spediteurs für 

Güterschäden gemäß § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB maximal begrenzt auf:  

24.3.1.​ 2 SZR pro kg für Verkehrsverträge, die eine reine Seebeförderung oder eine Beförderung mit verschiedenen Transportmitteln unter 

Einschluss einer Seebeförderung betreffen. 

24.3.2.​ 8,33 SZR pro kg für alle anderen Verkehrsverträge. 

24.3.3.​ Darüber hinaus ist die Haftung des Spediteurs auf den Höchstbetrag von 1,25 Millionen Euro für jeden Schadenfall begrenzt. 

24.4.​ Haftung für andere Schäden 

Die Haftung des Spediteurs für alle anderen Schäden als Güterschäden (mit Ausnahme von Schäden während der verfügten Lagerung, 

Personenschäden oder Sachschäden an Drittgut) ist begrenzt auf: 

24.4.1.​ das Dreifache des Betrags, der bei Verlust des Gutes nach den Artikeln 24.3.1 und 24.3.2 zu zahlen wäre, und zusätzlich 

24.4.2.​ bei Schäden, die auf einer Verspätung beruhen, gleich welcher Art, auf das Dreifache des für die Beförderung geschuldeten Betrags. 

24.4.3.​ Die Haftung des Spediteurs ist in jedem Fall für jeden Schadenfall auf den Höchstbetrag von 100.000 Euro begrenzt. 

24.4.4.​ Die §§ 413 Abs. 2, 418 Abs. 6, 422 Abs. 3, 431 Abs. 3, 433, 445 Abs. 3, 446 Abs. 2, 487 Abs. 2, 491 Abs. 5, 520 Abs. 2, 521 Abs. 4, 523 HGB 

sowie etwaige maßgebliche Haftungsbestimmungen in internationalen Übereinkommen bleiben unberührt. 

24.5.​ Gesamthaftungshöchstgrenze 

Übersteigt die Haftung des Spediteurs gemäß den Artikeln 24.1, 24.3 und 24.4 den Betrag von 2,5 Millionen Euro je Schadenereignis, ist seine 

Haftung, unabhängig davon, wie viele Ansprüche aus einem einzigen Schadenereignis entstehen, weiter begrenzt auf maximal 2,5 Millionen Euro je 

Schadenereignis oder auf 2 SZR pro kg für verlorene oder beschädigte Güter, je nachdem, welcher Betrag höher ist. Bei mehreren Anspruchstellern 

haftet der Spediteur anteilig im Verhältnis der einzelnen Ansprüche. 

 
25.​ Haftungsbegrenzungen bei verfügter Lagerung, Inventuren und Wertdeklaration 
25.1.​ Haftung für Güterschäden 

Im Falle einer verfügten Lagerung ist die Haftung des Spediteurs für Güterschäden begrenzt auf: 

25.1.1.​ 8,33 SZR für jedes kg, entsprechend § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB. 

25.1.2.​ maximal 25.000 Euro je Schadenfall. 

25.1.3.​ 50.000 Euro pro Jahr in Fällen, in denen der vom Auftraggeber geltend gemachte Schaden – abweichend von Artikel 25.1.2 – auf einer 

Differenz zwischen dem berechneten Bestand (Soll-Bestand) und dem tatsächlichen Bestand (Ist-Bestand) der Inventur beruht, unabhängig von 

Umfang und Art der Inventur und der Anzahl der Schadenfälle, die die Inventurdifferenz verursacht haben. 

25.2.​ Haftungserhöhung durch Wertdeklaration 

Gegen Zahlung eines vereinbarten Zuschlags und vor Einlagerung der Güter kann der Auftraggeber in Textform einen Wert für eine erhöhte Haftung 

festlegen, der von den in Artikel 25.1 festgelegten Höchstbeträgen abweicht. In diesem Fall ersetzt der festgelegte Wert den jeweiligen 

Höchstbetrag. 

25.3.​ Haftung für andere Schäden 

Bei verfügter Lagerung ist die Haftung des Spediteurs für sonstige Schäden (ausgenommen Personenschäden oder Sachschäden an Drittgut) 

begrenzt auf 25.000 Euro je Schadenfall. Soweit es sich um Schäden handelt, die auf einer Verspätung gleich welcher Art beruhen, auf das 10-fache 

des Betrags, der für die Lagerung der Güter für den Zeitraum der Verspätung geschuldet ist. 

25.4.​ Gesamthaftungshöchstgrenze je Schadenereignis 

Bei verfügter Lagerung (jedoch unter Ausschluss von Personenschäden oder Sachschäden an Drittgut) ist die Haftung des Spediteurs stets auf 2,5 
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Millionen Euro je Schadenereignis begrenzt, unabhängig davon, wie viele Ansprüche aus einem einzigen Schadenereignis entstehen. Bei mehreren 

Anspruchstellern haftet der Spediteur anteilig im Verhältnis der einzelnen Ansprüche. Artikel 25.2 bleibt unberührt. 

 
26.​ Haftungsausschluss bei See- und Binnenschiffsbeförderungen 
26.1.​ Ausschlüsse nach dem Handelsgesetzbuch (HGB) 

Gemäß § 512 Abs. 2 Nr. 1 HGB ist vereinbart, dass der Spediteur in seiner Stellung als Verfrachter ein Verschulden seiner Leute und der 

Schiffsbesatzung nicht zu vertreten hat, wenn der Schaden durch ein Verhalten bei der Führung oder der sonstigen Bedienung des Schiffes, jedoch 

nicht bei der Durchführung von Maßnahmen, die überwiegend im Interesse der Ladung getroffen wurden, oder durch Feuer oder Explosion an Bord 

eines Schiffes entstanden ist. 

26.2.​ Ausschlüsse nach dem CMNI-Übereinkommen 

Gemäß Art. 25 Abs. 2 des Budapester Übereinkommens über den Vertrag über die Güterbeförderung in der Binnenschifffahrt (CMNI) ist vereinbart, 

dass der Spediteur in seiner Stellung als Frachtführer oder ausführender Frachtführer nicht für Schäden haftet, die: 

26.2.1.​ durch eine Handlung oder Unterlassung des Schiffsführers, Lotsen oder sonstiger Personen im Dienste des Schiffes oder eines Schub- oder 

Schleppbootes bei der nautischen Führung oder der Zusammenstellung oder Auflösung eines Schub- oder Schleppverbandes verursacht werden, 

vorausgesetzt, der Spediteur hat seine Pflichten nach Art. 3 Abs. 3 CMNI hinsichtlich der Besatzung erfüllt, es sei denn, die Handlung oder 

Unterlassung wird in der Absicht, den Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen, dass ein solcher Schaden mit 

Wahrscheinlichkeit eintreten werde; 

26.2.2.​ durch Feuer oder Explosion an Bord des Schiffes verursacht werden, ohne dass nachgewiesen wird, dass das Feuer oder die Explosion 

durch ein Verschulden des Spediteurs, des ausführenden Frachtführers oder ihrer Bediensteten oder Beauftragten oder durch einen Mangel des 

Schiffes verursacht wurde; 

26.2.3.​ auf vor Beginn der Reise bestehende Mängel seines oder eines gemieteten oder gecharterten Schiffes zurückzuführen sind, wenn er 

beweist, dass die Mängel trotz Anwendung gehöriger Sorgfalt vor Beginn der Reise nicht zu entdecken waren. 

26.3.​ Artikel 23.4 bleibt unberührt. 

 
27.​ Außervertragliche Ansprüche 

In entsprechender Anwendung der §§ 434, 436 HGB finden die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -begrenzungen auch auf außervertragliche 

Ansprüche Anwendung. 

 

28.​ Qualifiziertes Verschulden 
28.1.​ Voraussetzungen für qualifiziertes Verschulden 

Die in den Artikeln 23.1, 23.2, 24.3 und 24.4 in Verbindung mit 24.5, 25 sowie 27 genannten Haftungsausschlüsse und -begrenzungen gelten nicht, 

wenn der Schaden verursacht worden ist: 

28.1.1.​ durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Spediteurs oder seiner Erfüllungsgehilfen oder 

28.1.2.​ durch Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, wobei Ersatzansprüche in diesem Fall begrenzt sind auf den vorhersehbaren, typischen 

Schaden. Vertragswesentliche Pflichten sind Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Verkehrsvertrages erst ermöglicht 

und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf. 

28.2.​ Ausnahmen von den Haftungsbegrenzungen 

§ 435 HGB bleibt im Anwendungsbereich von Artikel 24.1 in Verbindung mit Artikel 24.5 anwendbar. Unterliegt ein Verkehrsvertrag einer reinen 

Seebeförderung, bleibt § 507 HGB im Anwendungsbereich von Artikel 24.2 anwendbar. 

28.3.​ Anwendbarkeit gesetzlicher Vorschriften 

28.3.1.​ § 435 HGB bleibt im Anwendungsbereich von Artikel 24.1 in Verbindung mit Artikel 24.5 anwendbar. Unterliegt ein Verkehrsvertrag einer 

reinen Seebeförderung, bleibt § 507 HGB im Anwendungsbereich von Artikel 24.2 anwendbar. 

28.3.2.​ Artikel 28.1 findet keine Anwendung auf gesetzliche Vorschriften wie Art. 25 Montrealer Übereinkommen (MÜ), Art. 36 CIM oder Art. 21 

CMNI, die die Haftung des Spediteurs erweitern oder die Zurechnung des Verschuldens von Leuten oder sonstigen Dritten ausdehnen. 

 
29.​ Haftung für Verspätung 
29.1.​ Geschätzte Termine 

Sämtliche Termine und Zeiten, die für die Abfahrt und Ankunft eines jeden Schiffs oder anderer Transportmittel oder für die Ablieferung des Gutes 

angegeben werden, sind – selbst wenn dies nicht ausdrücklich erwähnt wird – stets lediglich als geschätzte Termine und Zeiten zu verstehen. 

29.2.​ Haftung für Güterschäden durch Verspätung 
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Soweit die vom Spediteur zu vertretende Verzögerung ursächlich für einen Schaden am und/oder Verlust des transportierten Gutes ist, haftet der 

Spediteur nach den vertraglichen und gesetzlichen Regelungen, jedoch begrenzt auf die Höhe der in diesem Dokument, insbesondere unter Artikel 

24, festgelegten Haftungsbegrenzungen. 

29.3.​ Ausschlüsse bei Fahrlässigkeit 

Der Spediteur haftet nicht für Schäden, die durch eine Verzögerung verursacht werden, sofern die Verzögerung durch leichte Fahrlässigkeit des 

Spediteurs selbst, seiner Organe, leitenden Angestellten, Erfüllungsgehilfen und/oder Leute oder anderer von ihm mit dem Transport beauftragter 

Personen entstanden ist. Dies gilt nicht in Fällen von Verzögerungsschäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers, der Gesundheit oder der 

Freiheit, oder wenn der Verzögerungsschaden auf der Nichtbeachtung bzw. Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (wie zuvor in Artikel 

28.1.2 definiert) des Spediteurs beruht. In solchen Fällen ist jeglicher Anspruch jedoch auf den vorhersehbaren und typischen Schaden begrenzt. 

29.4.​ Sonstige Ausschlüsse 

Der Spediteur haftet nicht für Schäden, die durch eine Verzögerung verursacht werden, wenn die Verzögerungsschäden durch Feuer oder Explosion 

an Bord des das Gut befördernden Schiffes entstanden sind oder durch ein Verhalten bei der Führung oder der sonstigen Bedienung des das Gut 

befördernden Schiffes verursacht wurden und die getroffenen Maßnahmen nicht überwiegend im Interesse der Ladung erfolgten. 

29.5.​ Haftung für Vorsatz oder Leichtfertigkeit 

Der Spediteur haftet für Schäden, die durch eine Verzögerung verursacht werden, sofern der Verzögerungsschaden auf eine Handlung oder 

Unterlassung des Spediteurs selbst oder seiner Organe, leitenden Angestellten, Erfüllungsgehilfen und/oder Leute oder anderer von ihm mit dem 

Transport beauftragter Personen zurückzuführen ist, die vorsätzlich in der Absicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und in 

dem Bewusstsein begangen wurde, dass ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde. 

 
30.​ Compliance 
30.1.​ Corporate Compliance 

Beide Parteien verpflichten sich, ihre vertraglichen Pflichten zu erfüllen und in Übereinstimmung mit den für ihr Geschäft geltenden gesetzlichen 

Vorschriften zu handeln sowie die Grundsätze des United Nations Global Compact (UNGC), der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der 

Vereinten Nationen und die Erklärung der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von 

1998 in Übereinstimmung mit nationalen Gesetzen und Gepflogenheiten zu unterstützen und zu befolgen. Insbesondere verpflichten sich beide 

Parteien zu Folgendem:  

●​ Der strikten Einhaltung des Verbots von Kinder- und Zwangsarbeit. 

●​ Der Einhaltung der relevanten nationalen Gesetze und Vorschriften zu Arbeitszeiten, Löhnen und Gehältern sowie Einhaltung sonstiger 

Arbeitgeberpflichten, einschließlich der Zahlung des gesetzlichen Mindestlohns.  

●​ Der Einhaltung der geltenden Vorschriften zum Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie Bereitstellung eines sicheren und gesunden 

Arbeitsplatzes, um die Gesundheit der Mitarbeiter zu gewährleisten und Unfälle, Verletzungen und arbeitsbedingte Erkrankungen zu 

vermeiden.  

●​ Der Unterlassung jeglicher Diskriminierung aufgrund von Rasse, Religion, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung oder Geschlecht.  

●​ Der Einhaltung internationaler Antikorruptionsstandards, wie sie im UNGC veröffentlicht sind, sowie Einhaltung lokaler Antikorruptions- 

und Bestechungsgesetze.  

●​ Der Einhaltung aller geltenden Umweltschutzgesetze und -vorschriften.  

●​ Der Verpflichtung ihrer Geschäftspartner und Subunternehmer gemäß den vorgenannten Grundsätzen. 

30.2.​ Exportkontrollvorschriften 

Die Parteien sind sich darüber einig, dass die Einfuhr, Ausfuhr und Wiederausfuhr von Gütern und die Erbringung damit verbundener 

Dienstleistungen Gesetzen und anderen Vorschriften unterliegen können, die von zuständigen Behörden rechtswirksam erlassen wurden (als 

„Exportkontrollvorschriften“ bezeichnet), insbesondere den Exportkontrollrichtlinien und -verordnungen der EU und der UN. Jede Partei sichert zu 

und gewährleistet, dass sie bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dem Vertrag alle geltenden Exportkontrollvorschriften, einschließlich 

Anti-Boykott-Bestimmungen, Sanktionsanforderungen und Sanktionslistenprüfungen, einhält und weiterhin einhalten wird. Der Auftraggeber ist 

allein dafür verantwortlich, festzustellen, ob die Güter den Exportkontrollvorschriften unterliegen, und alle erforderlichen Lizenzen, Zulassungen, 

Genehmigungen und Befreiungen einzuholen. Der Auftraggeber muss dem Spediteur alle relevanten Informationen zur Verfügung stellen, die 

vernünftigerweise zur Prüfung der Einhaltung der Exportkontrollvorschriften angefordert werden, bevor die Dienstleistungen erbracht werden. Der 

Auftraggeber stellt den Spediteur von jeglichen Schäden frei, die aus einer Verletzung der vorgenannten Zusicherungen und Verpflichtungen 

entstehen.  

30.3.​ Kreditrisikomanagement und Datenaustausch 

Zum Zwecke der Entscheidung über die Begründung, Durchführung, Fortsetzung oder Beendigung eines Vertrages ist der Spediteur berechtigt, das 

Risiko eines Zahlungsausfalls zu prüfen. Zu diesem Zweck kann der Spediteur die Dienste von Auskunfteien in Anspruch nehmen. Der Auftraggeber 
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stimmt ausdrücklich zu, dass der Spediteur berechtigt ist, Daten bezüglich seines Zahlungsverhaltens (einschließlich, aber nicht beschränkt auf 

Rechnungsbücher, offene Salden und Zahlungshistorie) an Auskunfteien, Kreditversicherer und Anbieter von branchenweiten 

Kreditprüfungsnetzwerken zu übermitteln. Solche Dritte können die übermittelten Daten verwenden, um Kredit-Scores und Bewertungen des 

Zahlungsverhaltens zu berechnen, und können diese anderen Teilnehmern in ihren jeweiligen Netzwerken zur Verfügung stellen. Die Berechtigung 

des Spediteurs zur Weitergabe solcher Daten beruht auf seinem berechtigten Interesse an einem professionellen Risikomanagement und seiner 

Teilnahme an branchenweiten Bonitätsprüfungssystemen.  

 
31.​ Datenverarbeitung 

Die Datenverarbeitung und der Datenschutz unterliegen der Datenschutzerklärung, die auf der Website des Spediteurs unter Forto's Privacy Notice 

veröffentlicht ist und von Zeit zu Zeit aktualisiert wird. 

 
32.​ Kündigung von Aufträgen 

Neben den sonstigen Rechten des Spediteurs bleibt das Recht zur fristlosen Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund unberührt. Ein wichtiger 

Grund liegt insbesondere vor, wenn:  

●​ Der Auftraggeber mit der Zahlung von zwei oder mehr fälligen Forderungen des Spediteurs in Verzug ist und der Verzug länger als eine 

Woche nach Erhalt einer erneuten Zahlungsaufforderung andauert, in welcher der Spediteur seine Absicht zur Vertragskündigung 

mitgeteilt hat. 

●​ Dem Spediteur eine Fortsetzung des Vertrages aus einem anderen, den Auftraggeber betreffenden Grund unter Berücksichtigung der 

Umstände des Einzelfalles und der Interessen beider Parteien nicht mehr zugemutet werden kann. Dies gilt insbesondere, wenn 

Umstände in der Person des Auftraggebers erwarten lassen, dass er dauerhaft nicht in der Lage sein wird, seine vertraglichen 

Verpflichtungen zu erfüllen. 

●​ Der Auftraggeber dem Spediteur die nach Artikel 6.2 oder 30.2 erforderlichen Informationen und Dokumente nicht zur Verfügung stellt 

oder gegen diese Artikel verstößt. 

●​ Der Auftraggeber innerhalb eines Zeitraums von zwei Monaten mit drei oder mehr fälligen Forderungen des Spediteurs in Zahlungsverzug 

war. 

 
33.​ Referenzmarketing 
33.1.​ Nutzungsrecht 

Der Auftraggeber stimmt zu, dass der Spediteur seinen Firmennamen und sein Logo verwenden darf, um ihn als Geschäftsreferenz für Marketing- 

und Werbezwecke auszuweisen. Dieses Nutzungsrecht umfasst insbesondere, aber nicht ausschließlich, die Veröffentlichung auf der Website des 

Spediteurs, in Social-Media-Kanälen sowie in Unternehmenspräsentationen oder Broschüren. Der Spediteur wird das Logo des Auftraggebers 

gemäß dessen Anweisungen aktualisieren oder ersetzen.  

33.2.​ Widerruf 

Der Auftraggeber ist berechtigt, die nach Artikel 33.1 erteilte Zustimmung jederzeit zu widerrufen. Der Widerruf muss in Textform (z. B. per E-Mail 

oder Brief) erklärt werden. Ein Widerruf der Zustimmung wird am ersten Tag des zweiten Monats wirksam, der auf den Eingang der 

Widerrufserklärung beim Spediteur folgt. Mit Wirksamwerden ist der Spediteur verpflichtet, den Namen und das Logo des Auftraggebers aus seinen 

digitalen Medien zu entfernen und die Produktion neuer Drucksachen, die diese Referenz enthalten, einzustellen.  

 
34.​ Schlussbestimmungen 
34.1.​ Auslegung und Überschriften 

Die Überschriften der Artikel und Ziffern dieser AGB dienen nur der besseren Übersichtlichkeit und haben keinen Einfluss auf die Auslegung oder 
Konstruktion der hierin enthaltenen Bestimmungen. 
34.2.​ Anwendbares Recht 

Die Rechtsbeziehung zwischen dem Spediteur und dem Auftraggeber unterliegt ausschließlich deutschem Recht unter Ausschluss des 
UN-Kaufrechts (CISG) sowie der Bestimmungen des Kollisionsrechts. 
34.3.​ Erfüllungsort 

Der Erfüllungsort für alle beteiligten Parteien ist Hamburg, Deutschland. 
34.4.​ Gerichtsstand 

Der Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten und für alle beteiligten Parteien, die aus dem Vertrag, seinem Bestehen oder einer ersten Anfrage 

entstehen oder damit in Zusammenhang stehen, ist Hamburg, Deutschland, sofern alle diese Parteien Kaufleute sind. Ansprüche gegen den 

Spediteur unterliegen ausschließlich diesem Gerichtsstand. Der vorgenannte Gerichtsstand gilt als zusätzlicher Gerichtsstand im Sinne von Artikel 31 
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CMR und Artikel 46 § 1 CIM, jedoch nicht im Falle von Artikel 39 CMR, Artikel 33 Montrealer Übereinkommen (MÜ) oder Artikel 28 des Warschauer 

Abkommens (WA).  

 

*** 
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